


Gemeinde Lauchringen

Landkreis Waldshut

£. Fertigung

angezeigt am Q & Mny jggg

LANDRATSAMT WALDSHÜT

Satzung

über die Aufstellung des Bebauungsplanes

" Zwischen Haupt- u. Wichernstraße"

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches und des § 73 der

Landesbauordnung für Baden-Württemberg in Verbindung mit

§ 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg hat der

Gemeinderat der Gemeinde Lauchringen am i4.juii 1988,
in der Fassung vom 12. Oktober 1989,

die Aufstellung des Bebauungsplanes " .Zwischen Haupt- u.

Wichernstraße " als Satzung beschlossen.

§ 1

Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt

sich aus der Festsetzung der Planungsgrenzen im Zeichneri

schen Teil des Bebauungsplanes ( § 2 Ziff.l ) vom 14.07.88

§ 2

Bestandteile des Bebauungsplanes

Der Bebauungsplan besteht aus:

1) Teil I - Zeichnerischer Teil - Maßstab 1:1000

2) Teil II - Textteil - Bebauungsvorschriften

Als Anlage sind ihm beigefügt:

3) Anl. I - Begründung

4) Anl. II - Übersichtsplan - Maßstab 1:5000
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§ 3

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 74 LBO handelt, wer den auf

grund von § 9 Abs.4 BauGB i.V. mit § 73 LBO getroffenen

Festsetzungen des Bebauungsplanes zuwiderhandelt.

§ 4

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit der Bekanntmachung über die Durch

führung des Anzeigeverfahrens ( § 11 Abs.3 BauGB ) in Kraft,

Lauchringen, den 14.07.88/ 12.10.1989

Bürgermeisteramt

Der Bürgermeister: angezeigt am 0 8. MV. 1989
LANDRATSAMT WALDSHUT

Der obengenannte Bebauungsplan " Zwischen Haupt- und

Wichernstraße " wurde amö. 11 .<S9dem Landratsamt Waldshut

gemäß § 11 Abs.3 BauGB angezeigt.

Die Durchführung des Anzeigeverfahrens und die Auslegung des

Bebauungsplanes wurden am durch

öffentlich bekanntgemacht.

Der Bebauungsplan ist damit am

Lauchringen, den

Bürgermeiste ramt:

in Kraft getreten.



Fertigung Anlage I

Begründung

zum Bebauungsplan "Zwischen Haupt- und

Wichernstraße" der Gemeinde Lauchringen

Landkreis Waldshut.

angezeigt am Q 8. MPy jgsg

LANDRATSAMT WAiDSfflflT

I. Lage und Umfang

Das Plangebiet liegt im südlichen Ortsinnenbereich, in Anleh

nung an den alten Dorfkern Unterlauchringen und der dortigen

Hauptstraße, reicht gen Norden an die mit neuerer Wohnbebauung

besetzte Wichernstraße. Es umfasst brutto rd. 0,86 ha.

II. Grundlagen und Vorgaben

Der Flächennutzungsplan Lauchringen, erstellt innerhalb der

vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft mit der Stadt Waldshut-

Tiengen, weist das Plangebiet - neben dort vermerktem Nutzungs

bestand - als neue kleine Wohnbaufläche aus. Er steht nach der

öffentlichen Auslegung vor dem Verfahrensabschluß, sodaß der

Bebauungsplan nach § 8 Abs.2 resp. 3 BauGB aus dem Flächen

nutzungsplan entwickelt ist.

Zusätzlich ist es, in Verfolg landesplanerischer Richtlinien,

ein Planziel der Gemeinde, solche hier gegebenen inneren Lücken

bereiche vorrangig immer dann für eine bauliche Nutzung frei

zugeben, wenn sich die Möglichkeit hierzu bietet.

III. Ziele, Zweck und Aufgabe

Diese Möglichkeit einer inneren Neubebauung eröffnet sich hier

nach dem Aufgeben eines bisher dort vorhandenen landwirtschaft

lichen Betriebs, wodurch neben der Fläche des abzubrechenden

Altbaus auch das bisher freie größere HAusgrundstück, also die

gesamte Lgb. Nr. 2 mit rd. 48 ar zur Verfügung steht.
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Aufgabe des Bebauungsplanes - damit gleichzeitig sein Erforder

nis - ist die planungsrechtliche Sicherstellung der geordneten

Restbebauung in diesem Innenbereich, in maßstäblicher Anpassung

an den Bestand; so in größeren Baukörpern an der Hauptstraße und

in lockerer, niederer Einzelbebauung zur Wichernstraße. Vorzube

reiten ist die restliche Erschließung über eine kleine Wohnstich

straße von Norden in das Plangebiet.

IV. Nutzung und Auswirkungen

Nach Abzug der äußeren, aufgenommenen Anschluß-Straßenteilflächen

verbleiben für die Wohnnutzung - festzusetzen als Allgemeines

Wohngebiet nach § 4 BauNVO - brutto rd. 0,65 ha. Dabei müssen im

Interesse des angestrebten ruhigen Innenbereichs die in § 4 Abs.3

BauNVO vorgesehenen ausnahmsweisen Nutzungen'ausgeschlossen werden.

Unter Abrechnung der neuen Straßenfläche ( dies mit rd. 6 ar ) kön

nen dann noch gesamt 6 Einzelgebäude für je 2 Wohnungen in Doppel

hausform und in zwei größeren Gebäuden quer zur Hauptstraße noch

mals etwa 16 Wohnungen, zusammen somit etwa 28 Wohnungen für rd.

70 Personen erstellt werden. Dies kommt einer Brutto-Siedlungs-

dichte von rd. 82 E/ha gleich.

An Auswirkungen ist zu nennen, daß - unter möglichst anteiliger

Mehrbelastung und Aufteilung - der Verkehr einmal über die ge

nannte, neu anzulegende Stichstraße, mit dann dort einzubauender

Ver- und Entsorgung, zur Wichernstraße führen wird, während der

übrige Anteil zur Hauptstraße einleitet. Dort muß für die beiden

größeren Gebäude eine Tiefgarage bereitgestellt werden, deren

Zufahrt mit genauer Lage, in Rücksicht auf Bebauung der Gegen

seite, planlich festzusetzen ist.

Da die Bebauung über einen Bauträger, der im Besitz des Bauge

ländes ist, erfolgen soll, ist lediglich die Bereitstellung

der neuen Erschließungsfläche notwendig, ansonsten keine Boden

ordnung nach BauGB erforderlich. angezeigt am 0 & "HV. 1989

LANDRATSAMT WAiOJWr

Lauchringen / Rheinfelden, den 14.07.88

Bürgermeisteramt

Der Bürqjsrrfoe/ister

Der Planer:

PETER BEHRLE
DIPL-ING. FREIER ARCHTTCKT

7860 RHBNnUMM

n>tro« .-msT.sTt. 3m.nn
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Textteil

Bebauungsvorschriften

zum Bebauungsplan "Zwischen Haupt- u. Wichern

st r a ß e " der Gemeinde Lauchringen, Landkreis

Waldshut.

angezeigt am 0 8. MHV. 1939

LÄiiDRATSAMr WALDSHÜT
:"5 i ^

A. Rechtsgrundlagen

1. §§ 1 - 4, 8 - 12 des Baugesetzbuches vom 08.12.86

( BGBl. I S.2253 ) ( BauGB )

2. §§1-23 der Verordnung über die bauliche Nutzung der
Grundstücke ( Baunutzungsverordnung ) i.d.F. v. 15.09.77

( BGBl. I S.1763 ), zuletzt geändert am 19.12.86
( BGBl. I S.2665 ) ( BauNVO )

3. §§1-3 der VO über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und
die Darstellung des Planinhalts ( Planzeichenverordnung )
vom 30.07.81 ( BGBl. I S.833 ) ( PlanzVO )

4. § 73 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg v. 28.11.83
( Ges.Bl. S. 770 ) ( LBO )

B. Festsetzungen

:. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN ( gem. § 9 BauGB )

1. Art der baulichen Nutzung

1.1 Baugebiet

Der gesamte räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes
ist - Allgemeines Wohngebiet - WA - nach § 4 BauNVO.

1.2 Ausnahmen

Die in § 4 Abs.3 BauNVO aufgeführten Ausnahmen sind nicht
Bestandteil des Bebauungsplanes.
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angezeigt am 0 8. "HV. 1989

2. Maß der baulichen Nutzung /^^\ LANDRATSAMT WALOSHÜT

U i J 59}
2.1 Allgemeines \4A>«yW

n<£ds£X
Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die

Festsetzung der Grundflächenzahl, der Geschoßflächen
zahl, der Zahl der Vollgeschosse und der jeweils im
Einzelnen überbaubaren Grundstücksfläche.

2.2 Zulässiges Maß der baulichen Nutzung

2.21 Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung nach 2.1
erfolgen durch Planeintrag im Zeichnerischen Teil.

2.22 Die Zahl der Vollgeschosse ist unterschiedlich zwingend
oder als Höchstwert festgesetzt. Dabei sind die auf die
Geschoßflächenzahl anzurechnenden, ausbaubaren Dachge

schosse durch Planeintrag ( -D- ) getrennt festgesetzt.
Für die Bemessung als Vollgeschoß sind die Begriffsbe
stimmungen von § 2 Abs.5 LBO maßgebend.

2.23 Von der Zahl der Vollgeschosse kann eine Ausnahme gemäß
§ 17 Abs.5 BauNVO nicht zugelassen werden.

2.24 In einem planlich festgesetzten Teilgebiet des Bebauungs
planes ist nach § 4 Abs.4 BauNVO festgelegt, daß dort
Wohngebäude nicht mehr als 2 Wohnungen haben dürfen.

Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen

3.1 Bauweise

3.11 Für das gesamte Baugebiet wird die offene Bauweise fest
gesetzt.

3.12 Im gesamten Baugebiet sind nur E_inzelgebäude zulässig.
Dabei können die im Teilgebiet nach 2.24 zulässigen 2 Woh
nungen pro Gebäude in vertikaler Trennung, also in Doppel
hausform erstellt werden^ wenn eine einheitliche Gebäude
gestaltung erfolgt.

3.13 Für die Stellung und Hauptfirstrichtung der Gebäude sind
die Planeintragungen maßgeblich.

3.2 Überbaubare Grundstücksflächen

3.21 Die Festsetzung von allseitigen Baugrenzen erfolgt durch
maßlichen Planeintrag der Grenz- und Straßenabstände.

Damit sind die überbaubaren Grundstücksflächen festgelegt.

3.22 Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen wird die

Zulässigkeit von Nebenanlagen nach § 14 Abs.1 BauNVO gemäß
§ 23 Abs.5 BauNVO dahingehend eingeschränkt, daß dort nur
Nebengebäude bis zu 20 qm Grundfläche zugelassen sind.
Dabei sind solche Nebengebäude nur in baulicher Verbin
dung mit Hauptgebäuden oder Garagen zulässig.
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3.3 Flächen für Garagen

3.31 Im Teilbereich der Familienheime, mit Zufahrt von der
Wichernstraße, sind die Flächen für Einzel- und Doppel
garagen mit ihren Zufahrten planlich dargestellt, wobei
die Aufnahme aus ortsplanerischer Gesamtgestaltung erfolgt
und jeweils als Planungsempfehlung dienen soll.

3.32 Im Bereich des Geschoßwohnbaus an der Hauptstraße ist für
die dortigen zwei Gebäude die Erstellung einer Tiefgarage
planlich festgesetzt, wobei hierzu der Einfahrtsbereich

zwingend vorgeschrieben ist. Ebenso ist die Erstellung der
Tiefgarage hier zwingend, unterhalb überbaubarer Flächen,
festgesetzt. Dabei sind sämtliche notwendigen Stella ^
platze für den Geschoßwohnbau in der Tiefgarage nachzu
weisen.

4. Bepflanzung

4.1 Pflanzgebot

Ergänzend zu den Grundstücks-Gestaltungsvorschriften von
Kap. II.3.2 wird nach § 9 Abs.1 Ziff.25 BauGB zur raum
wirksamen Durchgrünung des Baugebiets festgesetzt, daß
pro 5 ar Grundstücksfläche der Erhalt oder die Neupflan
zung mindestens 1 hochstämmigen Baumes vorzusehen ist.

II. BAUORDNUNGSRECHTLICHE GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN

( gem. § 9 Abs.4 BauGB und § 73 LBO

1. Gestaltung der Bauten

igt am 0 8. NOV. 1989

LANDRATSAMT WALDSHUT

1.1 Die Höhe der Gebäude darf, jeweils in n*»€ der Gebäude
längsseite von der Straßenoberkante der neuen inneren

Erschließungsstraße bis zur Traufe ( Schnittpunkt Außen
wand mit Dachhaut ) betragen:

a) Bei eingeschossigen Gebäuden maximal 4,50 m
b) Bei zweigeschossigen Gebäuden maximal 6,50 m

1.2 Für die Dachformen und Dachneigungen sind die Rahmenmaße

der Eintragungen im Zeichnerischen Teil maßgebend. Ruhige
Dachformen sind anzustreben.

1.3 Dachgaupen und Dacheinschnitte sind bei Dachneigungen ab
30° zulässig. Sie dürfen gesamt nicht über 50% der Trauf
länge umfassen und im Einzelnen nicht über 3,0 m lang
sowie 2,0 m hoch sein. Der jeweilige Dachansatz oder Ein

schnittsansatz darf nicht höher als 1,0 m unter Firsthöhe

reichen.

1.4 In der Dachdeckung sind schwarze Farben sowie reflektie

rende Oberflächen nicht zulässig.

1.5 In der Gebäude-Außengestaltung sind grelle und auffallend
wirkende Farbgebungen zu vermeiden.
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2. Garagen und Einsteilplätze

2.1 In Anordnung und Gestaltung der Garagen ist ein Zusammen

hang mit dem Hauptgebäude anzustreben, der Einbau in oder
Anbau an das Hauptgebäude ist vorzuziehen.

2.2 Hierzu sowie zur Fixierung der Zufahrten im Straßenbord

ist erforderlich, daß die nach § 39 LBO mit den Gebäuden
herzustellenden Einsteilplätze oder Garagen in ihrer be
absichtigten Anordnung zusammen mit den Bauvorlagen des
Hauptgebäudes beurteilt werden können.

2.3 Dachneigungen der Garagen sind bei Anbauten dem Hauptge
bäude anzupassen. Bei freistehenden Garagen ist eine

Dachneigung von mind. 16° vorzusehen.

2.4 Vor jeder Garage mit direkter Zufahrt von öffentlichen
Verkehrsflächen ist ein Stauraum ausreichender Tiefe von

mind. 5,5 m auf privatem Gelände außerhalb Einfriedigungen
anzulegen.

Freiraumgestaltung
angezeigt am Q 8. "OV. 1989

LANDRATSAMT WALDSHUF

3.1 Grundstücke

3.11 Vorhandene Grundstücksformen sind^^^itiögliehst geringem
Umfang zu verändern. Jegliche beabsichtigte Grundstücks
geländeveränderung ist im Baugesuchsverfahren mit prüf
fähigen Unterlagen zu belegen.

3.12 Abstellplätze, Vorplätze und private Verkehrsflächen sind
zu befestigen und zu entwässern, wobei zur Verbesserung
der ökologischen Verhältnisse Rasenpflaster oder sonstiges
wasserdurchlässiges Material empfohlen wird.

3.2

3.21

3.22

3.23

3.24

Lauch

Einfriedigung und Bewuchs

Zaunartige Abgrenzungen der Grundstücke sind nach Möglich
keit zu vermeiden, lockere Abgrenzungen mit bodenständigen
Hecken, Sträuchern und Gehölzen sind vorzuziehen.

Wo Einfriedigungen erforderlich, werden Holzzäune in Natur
tönung empfohlen. Die Verwendung von Stacheldraht ist un
zulässig. Massive freistehende Sockel sind nur bis zu einer
freien Höhe von 0,30 m zulässig.

Unbebaute Teilflächen innerhalb des Baugebiets sind gärt
nerisch anzulegen, wobei auch die noch unbebauten Grund
stücke als geordnete Freiflächen zu unterhalten sind.

Zur Verkehrssicherheit sind im Planteil Sichtflächen fest

gesetzt, innerhalb derer jegliche Einzäunung, Bewuchs oder
sonstige Nutzung mit einer Höhe über 0,80 m ab Straße un
tersagt ist.

Rheinfelden, den 14.07.88

'AUWt

Der Planer:

PETER BEI
DIPL-ING. FREIER ARCHITEKT

7068 RHEINFILDEN

HMTOH.-am.ST*. 3 TH. 82 81

T^—



Aufstellung beschlossen

gemäß § 2 Abs.1 BauGB
durch Gemeinderatsbeschluß vom 20.01.88

Ausgearbeitet

im Auftrag der Gemeinde Lauchringen

Bürgerbeteiligung

gemäß § 3 Abs.1 BauGB durch Information u.
Erörterung am 18.02.88 u. 03.03.88 Bürgermeisteramt:

Öffentlich ausgelegen

gemäß § 3 Abs.2 BauGB
in der Zeit vom 16.05.88 bis 16.06.88

nach Bekanntmachung vom 06.05.88

Als Satzung beschlossen

gemäß § 10 BauGB durch Beschluß vom 14.7.88 B

Anzeige des Bebauungsplanes
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PETER BEHRLE
DIPL-lNGu FREIER ARCHITEKT

7388 RH EIN FELDEN

n?ia)R^€BP>T-ST*. 3 TEL 82 V

6U,

gemäß § 11 Abs.1 BauGB
an Landratsamt Waldshut am teramt:

Rechtskräftig

gemäß § 12 BauGB
durch die Bekanntmachung vom

angezeigt am 0 &"Oy ßsg

^ÄOflATSW WKLDSm

Bürgermeisteramt i


